Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 99. 


(Nr. 7803.) Geſetz, betreffend die Eheſchließung von Militairperſonen. Vom 3. April 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Einziger Artikel. 


Ehen, welche von Militairperſonen vom 15. Juli 1870., als dem Tage 
der angeordneten Mobilmachung der Armee an, während des gegenwärtigen Krieges, 
ohne vorherige Königliche Genehmigung, beziehungsweiſe ohne ge des 
vorgeſetzten Kommandeurs geſchloſſen, und aus dieſem Grunde nichtig ſind, ſollen, 
wenn dieſe Genehmigung nachträglich erfolgt, als von Anfang an gültig ange- 
ſehen werden. Dies findet auch dann ſtatt, wenn die Ehe inzwiſchen durch den 
Tod aufgelöſt ſein ſollte. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. . 


Gegeben Berlin, den 3. April 1871. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen, 
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Cr. 7804) Aller 


höchſter Erlaß vom 10. März 1871., betreffend die Genehmigung 
Uebernahme der Kommunal-⸗Chauſſee von Bünde nach Südlengern im 


Kreiſe Herford in die Unterhaltung des Kreiſes und die Verleihung des 


Rechtes zur Chauffeegeld - Erhebung nach den Beſtimmungen des für die 
Staats ⸗Chauſſeen geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs. 


A Ihren Bericht vom 28. Februar d. J. ertheile Ich den anbei zurück- 


folgenden Beſchlüſſen der Stände des Kreifes Herford, im Regierungsbezirke 
Minden, vom 10. Dezember 1869., 12. Mai und 22. ene 1870. wegen 
Uebernahme der Kommunal-Chaufjee von Bünde nach Südlengern in die Unter⸗ 
haltung des Kreiſes und Aufbringung der hierzu erforderlichen Mittel Meine 
Genehmigung und will zugleich dem Kreiſe, gegen Uebernahme der künftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße, das Recht zur Erhebung des Chauſſe⸗ 
eldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
hauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 


über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen an⸗ 


gewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei- 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Hauptquartier Ferrieres, den 10. März 1871. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter. e 


(Nr, 7805.) 


er 
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5.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Marz 1871., et effend die Genehmigung des 
Statuts wegen Verſicherung von Mobilien bei der landſchaftlichen Feuer ⸗ 
Verſicherungsgeſellſchaft für Weſtpreußen. 


Ai den Bericht vom 27. d. M. will Ich das beiliegende, in Folge des Be- 
ſchluſſes des Generallandtages der Weſtpreußiſchen Landſchaft vom 19. Dezember 
./ 1867. aufgeftellte 1485 


Statut wegen Verſicherung von Mobilien bei der landſchaftlichen 
Feuer⸗Verſicherungsgeſellſchaft für Weſtpreußen 
hierdurch genehmigen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Statute durch die Geſetz-Sammlung zu ver- f 
öffentlichen. i 
Berlin, den 29. März 1871. vo 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. f 


Statut 


wegen 


Verſicherung von Mobilien bei der landſchaftlichen Feuer⸗ 
Verſicherungsgeſellſchaft für Weſtpreußen. 


51. a Be 

Die landſchaftliche Feuer⸗Verſicherungsgeſellſchaft für Weſtpreußen wird ermäch- dg 155 

tigt, auch das Verſicherungsgeſchäft von Mobilien zu en D ber Sort 1 

false er Mobilien bei dieſer Geſellſchaft verſichern, bilden eine beſondere Ge⸗ Feet A 
aft. 5 


rungsgeſell ! 
Eine Verhaftung für die aus der Immobiliarverſicherung ſich ergebenden fate We 
Verbindlichteiten leistet dieſe Geſelſſchaft nicht. Ebenſo find die Mi 1 75 Im. 


mobilien Verſicherten und das Vermögen der Immobiliargeſellſchaft für di 2 
Verbindlichkeiten dieſer Geſellſchaft nicht verhaftet. BAFNDAN fie SUR 1 
Gr. 7805.) 21* $. 2. 


l $. 2. f \ 
Zweck der Geſellſchaft ift die Verſicherung von Mobilien gegen Feuers⸗ 
gefahr. Dieſe Gefahr wird dergeſtalt gemeinſam übernommen, daß jedes Mit⸗ 
lied ſich zugleich in dem Rechtsverhältniſſe eines Verſicherers und eines Ver⸗ 
icherten befindet, als Verſicherer jedoch nur mit den nach dieſem Statut nach 
Verhältniß ſeiner Verſicherungsſumme zu zahlenden Prämien verhaftet iſt. 


F. 3. 

Verwaltungs- Das Vermögen und die Angelegenheiten der Geſellſchaft werden von den 
Organe. Organen der landſchaftlichen Feuerſozietät für Weſtpreußen verwaltet. Die Ge⸗ 
* neraldirektion ernennt auf den Vorſchlag der Provinzialdirektionen für die ein- 

zelnen Landrathskreiſe die erforderlichen reisdirektoren und Kommiſſarien. 


8 d §. 4. ’ 
8 Beſchwerbe. Der Engere Ausſchuß entſcheidet alle Beſchwerden endgültig. Bei den 
5 Nahen und von demſelben dieſerhalb zu treffenden Entſcheidungen haben neben den Deputirten 
42 e eg. 2 : , 
Br auch die Direktoren ein volles Stimmrecht. 

Der Rechtsweg, welcher den Weg der Beſchwerde ebenſo wie der Be⸗ 
ſchwerdeweg den Rechtsweg ausſchließt, iſt nur zuläſſig, wenn darüber geſtritten 
wird: 

a) ob Jemand überhaupt als Sozietätsmitglied zu betrachten ift; 

p) ob die von einem Mitgliede geforderte Entlaſſung aus der Sozietät mit 
Recht verweigert wird; 

e) über die Höhe der Brandvergütung. 


In dem Falle ad c. entſcheidet ein Schiedsgericht, auf welches die $$. 167. 
bis 172.174 176. I. 2. Allg. Gerichtsordnung mit der Einſchränkung Anwen⸗ 
dung finden, daß zu Schiedsrichtern Beamte der Sozietät nicht gewählt werden 
können. Der Kläger hat ſeine Klage der Generaldirektion einzureichen und darin 
den von ihm gewählten Schiedsrichter zu benennen, die Generaldirektion aber 
hierauf den ihrerſeits gewählten Schiedsrichter dem Kläger anzuzeigen. Dieſe 
beiden Perſonen bilden das Schiedsgericht. Wird nach F. 170. a. a. O. die 
Ernennung eines Obmanns nöthig, ſo hat die Generaldirektion drei Perſonen 
dazu vorzuſchlagen und der Kläger davon Einen zu wählen und acht es nach 
der ihm deshalb geſchehenen ekanntmachung von ſeiner Wahl die eneral⸗ 
direktion und die Schiedsrichter zu benachrichtigen. Verſäumt er dieſe Friſt, ſo 
ernennt die Generaldirektion den Obmann aus den von ihr vorgeſchlagenen 


Perſonen. 
Beſchwerden über Verzögerungen der Generaldirektion find bei dem König ⸗ 
lichen Kommiſſarius anzubringen. 


$. 5. 
Cintritt Der Eintritt in die Sozietät, ſowie die Erhöhung oder Ermäßigung der 
PVeerſicherungsſumme kann jederzeit geſchehen. ER 


$. 6. 


ur Verſicherung find nur ſolche Mobilien geeignet, welche ſich in den Beitritts · 


bei 925 landſchaftlichen Feuerſozietät für Weſtpreußen verſicherten Gebäuden, fähigkeit 
ingleichen auf dem Areal des Grundſtücks, zu dem dieſe Gebäude gehören, be⸗ 
finden. Doch dürfen auch Mobilien in Wohnhäuſern, welche nicht bei der land⸗ 
ſchaftlichen Feuerſozietät verfichert find, zur Verſicherung angenommen werden, 
wenn die übrigen Wirthſchaftsgebäude des Grundſtücks bei dieſer Geſellſchaft 
verſichert ſind. 

85 

Ein Zwang zur Verſicherung von Mobilien findet von Seiten der Sozietät Zwangloſigkeit 
eben fo wenig ftatt, als die Sozietät zur Annahme von Mobiliarverſicherungen bei Singedung 
genöthigt werden kann. 

§. 8. 

Mobilien, welche bei der landſchaftlichen Feuerſozietät verſichert find, dürfen Verbot dep 
nicht anderweit verſichert, und eben fo wenig Mobilien, welche bereits verſichert nag Veſſche, 
ſind, von der landſchaftlichen Feuerſozietät zur Verſicherung angenommen werden. 

Auch dürfen von den in den Gebäuden eines Grundſtücks befindlichen 
Mobilien, wenn fie nach $. 9. von der Verſicherung nicht ausgeſchloſſen find, 
nicht einige bei der landſchaftlichen Feuerſozietät und andere anderweit verſichert 
werden. 

8. 9 


Von der Verſicherung find ausgeſchloſſen Mobilien, welche ſich auf Grunde Aufnahme. 


ſtücen befinden, die nach der landſchaftlichen Taxe oder nach dem am 7. Des Unfähigkeit 
ember 1867. Allerhöchſt beſtätigten Zuſatze zu §§. 6. 24. 26. I. Landſchafts⸗ 
eglement zuläſſigen Werthsermittelung einen die Summe von 500 Thalern 

nicht überſteigenden Werth haben. . 

Ferner ſind ausgeſchloſſen Schießpulver und Schießbaumwolle, Dokumente, 
Geld und geldwerthe Papiere, ungefaßte Edelſteine und echte Perlen, unverar- 
beitetes Gold und Silber. 

Schmuckſachen, Gold- und Silbergeräthe, Taſchenuhren und Gemälde 
gelten nur dann als mitverſichert, wenn ſie in dem Verſicherungsantrage und 
in der Polize ſpeziell mit ihren Verſicherungsſummen aufgeführt ſind. 

Im Uebrigen find alle Gegenſtände, die fi) von den verficherten Gat⸗ 
tungen in den zur Aufnahme der verſicherten Gegenſtände beſtimmten Räumen 
befinden, in der Verſicherung begriffen. 


$. 10. 8 
Zur Verſicherung darf höchſtens der gemeine Werth, welchen die Gegen- Grenze dern 
ſtände zur Zeit der Verſicherung haben, angenommen werden. S 
F. 11. | 
„Die Verſicherung tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem die Prämie Anfangszeit 
vollſtändig zur Kaffe der Sozietät geleiftet worden iſt. 0 der Vece 
(Nr, 7805.) $. 12. rung. 
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ES ET A ee 
Erhöhungen Erhöhungen und Erniedrigungen werden ebenſo beantragt und angenom- 
. 1 wie neue Verſicherungen. Die Provinzial⸗ oder General- Direktion kann in 


Be Fällen dieſer Art eine neue Deklaration verlangen. 
N §. 13. 
Dauer der Iſt eine kürzere Zeit nicht vereinbart, ſo gilt der Verſicherungsvertrag auf 


Deiſcherung. ein Jahr. Derſelbe erreicht mit der letzten Stunde desjenigen Tages, welcher in 
5 der Polize als der letzte der Verſicherung vermerkt iſt, ſein Ende. Wird aber 


5 Er ein der gezahlten Prämie gleichkommender Betrag als neue Prämie vor dem 
3 Eintritte dieſes Tages eingezahlt und ohne Vorbehalt angenommen, ſo gilt der 
* Vertrag auf die Zeit eines Jahres ſtillſchweigend verlängert. 
sinn | F. 14. | 


Blreendigung Wenn der Verſicherte in Abſicht ſeiner Immobiliarverſicherung aus der 
r landſchaftlichen Feuerſozietät ausgeſchloſſen wird, ſo wird er dadurch gauche 
Br a aauch aus der Geſellſchaft für Mobiliarverſicherung ausgeſchloſſen. Außerdem 
. 3 Aus- tritt die Ausſchließung ein: i 
8 a) wenn der Verſicherte bei Nachſuchung der Verſicherung wiſſentlich falſche 
f Angaben gemacht hat; 

b) wenn die verſicherten Gegenſtände auch anderweit verſichert ſind, oder 
Be; wenn in den Gebäuden, in welchen dieſelben aufbewahrt werden, ſich 
* auch ſolche Gegenſtände befinden, welche zur Verſicherung bei der land⸗ 

2 ſchaftlichen Feuerſozietät geeignet und dennoch anderweit verſichert find; 
n e) wenn die verſicherten Gegenſtände ohne Genehmigung der Provinzial⸗ 
Ber. direktion aus dem im Verſicherungsantrage reſp. in der Deklaration als 
Be Aufbewahrungsort bezeichneten Gebäude entfernt und auf länger als 

Be acht Tage in feuergefährlichen Gebäuden wieder untergebracht werden. 


Mit der nachträglich ertheilten Genehmigung tritt die Verſicherung aber 
wieder in Kraft, 
d) mah Verſicherte ſich der nach §. 19. zuläſſigen Reviſion beharrlich 
entzieht. 

In allen Fällen der Ausſchließung iſt die gezahlte Prämie der Sozietät 
verfallen und der Ausgeſchloſſene hat kein Recht, dieſelbe ganz oder theilweiſe 
zurückzufordern oder für einen Brandſchaden, welcher ſich nach der hinſichtlich der 
Immobiliarverſicherung erfolgten Ausſchließung oder, in den Fällen a. bis d., 
nach der der Ausſchließung zum Grunde liegenden Handlung ereignet hat, eine 
Vergütung zu verlangen, 155 daß es eines vorherigen Ausſpruchs der Aus⸗ 

ſchließung bedarf. 


* - $. 15. 
bj, burch Untere Nach einem Brande vermindert ſich die Verſicherung um den Betrag der 


\ == = — Brandentſchädigung. Ueberſteigt dieſe J der erſten, fo iſt die Verſicherung mit 
3 dem Tage des Brandes erloſchen und die gezahlte Prämie verfallen. 16 


r 


Rose: 


Ermißi, ungen und Kündigungen ſtehen dem Verſicherten vierteljährlich 5 9 8 10 2 
wobei das Viertel ahr von dem Anfangstage der Verſicherung ($. 11.) Wan W. 3 


BEER 
a" 


3 wird. Werden ſie aber nicht bis zum vorletzten Tage des vorangehenden Viertel- 
jiahrs angezeigt, ſo bleibt die Verſicherung für das nächſte Vierteljahr beſtehen. 


. 17. 11 

Mit dem freiwilligen oder gezwungenen Ausſcheiden aus der Sozietät Allgemeine 2 
reine der Ausſcheidende jeden Anſpruch an die Kaſſenbeſtände und Fonds Bi Au 
erſelben. ; De 


$. 18. er 


Tritt in Beziehung auf die verficherten Gegenftände eine Veränderung der Veränderungen 
in dem Verſicherungsantrage reſp. in der Deklaration angegebenen Verhältniſſe, 15 ee 
namentlich ein nicht durch Erbrecht herbeigeführter Wechſel in der Perſon des genſtande. 
Eigenthümers oder eine ſolche Veränderung ein, durch welche die von der So⸗ 9 8 
zietät übernommene Gefahr vermehrt wird, jo iſt der Verſicherte verpflichtet, 1 
dem Kreiskommiſſarius davon ſofort Anzeige zu machen, welcher demnächſt des⸗ W 
halb an die Provinzialdirektion zu berichten hat. Der Generaldirektion ſteht es Sa 
ſodann zu, die Prämie von dem Tage der eingetretenen Veränderung zu erhöhen ee 
oder auch die Verſicherung aufzuheben und deren Endtermin zu beftimmen. 


7 


§. 19. i 1 

Die Sozietät iſt berechtigt, zu jeder Zeit von dem Verſicherten die Vor⸗ 
legung einer neuen Deklaration zu verlangen und, wenn der Aufforderung in 
vier Wochen nicht entſprochen wird, bis zur Vorlegung der Deklaration die Ver⸗ 8 
ſicherung zu ſuspendiren, auch 8 allgemeine oder ſpezielle Reviſionen vor⸗ = 
zunehmen und nach dem Reſultate derſelben die Prämie anderweit feſtzuſetzen. 3 


$. 20. = 

Die Sozietät verfichert und vergütet jeden Schaden, welcher durch Brand Säatenwer 

und Blitzſchlag, mag der letztere 958 hoben Ba nicht, durch hans 1 ee 
maßregeln und die nothwendige Ausräumung der Gebäude verurſacht wird und Oelen ber- 
in Vernichtung, Beſchädigung oder darin beſteht, daß hierbei verſicherte Gegen- — 
ſtände abhanden gekommen. i u 
Bei Exploſionen gehört nur ein daraus entſpringender Feuerſchaden zur 2 
Verſicherung und Vergütung. Be: 
$. 21. 


Auch die durch einen Krieg veranlaßten Feuerſchäden werden vergütet. 4 
Jedoch dürfen während der Zeit eines Krieges, d. h. von der Zeit der ergangenen 
Kriegserklärung oder von der Zeit, daß die Truppen ins Feld gerückt ſind, bis 1 

(Nr, 7805.) zur — 
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zur erfolgten Bekanntmachung des Friedensſchluſſes, oder während eines ausge⸗ 
ſprochenen Belagerungszuſtandes weder Erhöhungen ſchon beſtehender Verſiche⸗ 
rungen noch neue Verſicherungen angenommen werden, wenn die letzteren nicht 
Mobilien in neu erbauten oder hergeſtellten, durch Feuer vernichteten oder be- 


’ 


ſchädigt geweſenen Gebäuden auf bereits verſicherten Gehöften betreffen. 


p) Ermittelung 
d Scha⸗ 
dens. 


$. 22. 


Nach dem Brande, und zwar drei Tage nach Dämpfung des Feuers, hat 
der Verſicherte denſelben dem Kreisdirektor oder der Provinzialdirektion anzu⸗ 
eigen und dabei die ungefähre 10 des Schadens und etwa vorgekommenen 
Enhvendungen verſicherter Gegenſtände anzugeben. 

Brandſchäden, welche nicht innerhalb dreier Tage nach Dämpfung des 
Feuers angezeigt werden, werden nicht vergütet. Ausnahmen finden nur im 
Falle eines nachgewieſenen unüberwindlichen Hinderniſſes ſtatt. 

Ign dieſem Falle läuft die dreitägige Friſt von dem Zeitpunkte an, in 
welchem das Hinderniß gehoben worden iſt. 


$. 23. 


Bei der Feſtſtellung des Schadens wird nur der gemeine Werth, welchen 
die verſicherten Gegenſtände am Tage des Brandes gehabt, in Anſchlag gebracht 
955 Entſchädigung nach dem Verhältniſſe deſſelben zur Verſicherungsſumme 
berechnet. 

Bi höherer Werth, als der in der Polize ausgedrückte, wird nicht 
vergütet. f 
i Sache des Beſchädigten iſt es, der Sozietät den erlittenen Schaden zu be⸗ 
weiſen. Die Polize begründet dabei nicht die Vermuthung, daß die darin ver⸗ 
eichneten Gegenſtände zur Zeit des Brandes vorhanden geweſen und durch den⸗ 
ſelben erſtört worden ſeien. 

Kr fremdes Eigenthum verſichert worden, fo hat der Verſicherte ſein In⸗ 
tereſſe nachzuweiſen. g 


$. 24. 


Der Beſchädigte hat bei Verluſt der Brandvergütung den Brand inner⸗ 
halb dreier Tage nach deſſen Dämpfung der Polizeibehörde anzuzeigen und, 
wenn er für Gegenſtände, die durch Entwendung oder ſonſt abhanden gekommen 
ſein ſollen, Vergütung verlangt, binnen acht Tagen nach Dämpfung des Bran⸗ 
des der Polizei ehörde ein Verzeichniß dieſer Gegenſtände einzureichen und auf 
Verfolgung des Diebſtahls anzutragen. Er haftet der Sozietät für allen Scha⸗ 


den, welcher derſelben aus einer Verſäumniß dieſer Vorſchrift entſpringt. 


$. 25. 


Die Sozietät iſt berechtigt, die geretteten Gegenſtände zu dem in ihrem 
Auftrage abgeſchätzten oder von dem Verſicherten ſelbſt angegebenen Werthe zu 
übernehmen und deren Herausgabe zu fordern. 3 

: % 


e 5 
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Alle Rechte auf Schadenerſatz und auf die abhanden gekommenen Gegen⸗ 

ſtände, welche dem Verſicherten wegen des Brandes gegen dritte Perſonen zu⸗ 
ſtehen, gehen nach Helen Leiſtung der Schadenvergütung bis zum Betrage 
derſelben kraft des Verſicherungsvertrages auf die Sozietät über. | 1 

Der Verſicherte iſt verpflichtet, der Sozietät jede zur Ermittelung der Ent 2 

ſtehung und des Umfanges des Schadens verlangte Auskunft gewiſſenhaft zu De 
ertheilen und die zum Nachweiſe feines Verluſtes dienenden Bücher, Skripturen xx. x 
vorzulegen. 


$. 26. 


Vor Beendigung der Schadenfeſtſtellung dürfen die verſicherten Mobilien 
eigenmächtig weder forkgeſchafft, noch verändert werden. 5 
Der Verſicherte iſt verpflichtet, für die Rettung, 1 9 8 und Erhaltung 
der verſicherten Gegenſtände bis zur erfolgten Regulirung des Schadens zu ſor⸗ 
gen. Die Ausräumung derſelben darf jedoch bei Anweſenheit eines Polizei- oder 
Sozietätsbeamten nicht wider deſſen Geheiß und überhaupt, mit Ausnahme des 
Viehes, nicht eher erfolgen, als bis das Gebäude, worin ſie ſich befinden, in 
Brand oder in augenſcheinliche Brandgefahr gerathen iſt. 


f el 


| Die Zuziehung von Sachverſtändigen oder eines Richters bei der Schaden⸗ 
ermittelung iſt von dem Ermeſſen des unterſuchenden Kommiſſarius abhängig. 


$. 28. 


Die Koſten, welche durch die Schadenermittelung entſtehen, trägt die So- e) Koften. 
zietät, inſofern fie nicht durch Handlungen des Beſchädigten verurſacht und nöthig 
geworden ſind. Im letzteren Falle werden dieſelben aus der Brandvergütung 

entnommen. 
$. 29. . 


Die Schadenvergütung wird von der Generaldirektion feſtgeſetzt. c) Schließliche 
Will der Beſchädigte weitergehende Anſprüche machen, fo hat er, bei Ver- Feſtſetung. 2 
luft derſelben, innerhalb ſechs Wochen nach Empfang der Feſtſetzungsverfuͤgung 3 
der Generaldirektion eine an den Engeren Ausſchuß gerichtete Beſchwerde oder, * 
wenn er den Rechtsweg wählt, in dem Falle e. des F. 4. eine Klage nebſt dem — 
Antrage auf Beſtellung des Schiedsgerichts, unter Benennung des von ihm ge⸗ $ 
wählten Schiedsrichters, einzureichen. 
Ebenſo bewendet es in den Fällen a. und b. des $. 4. bei der Entſchei⸗ 
dung der Generaldirektion endgültig, wenn nicht innerhalb dreier Monate nach 
Empfang derſelben eine an den Engeren Ausſchuß gerichtete Beſchwerde der Ge— 
neraldirektion eingereicht oder eine gerichtliche Klage angeſtellt iſt. 


$. 30. 


So lange es zweifelhaft ift, ob gegen den Beſchädigten eine gerichtliche Fortfall der 4 
Unterfuchung wegen abſichtlicher oder fahrlaͤſſiger Brandstiftung eingeleitet werden Vergütung. 


Jahrgang 1871. (Nr. 7805.) 2 wird, 


wird, darf demſelben von der feftgefegten Vergütungsſun N 

yerden. Wird die Unterfuchung wirklich W un ſo bleibt jede Zahlung ſo 
lange ausgeſetzt, bis rechtskräftig feſtſteht, ob und wie weit die Verſicherungs⸗ 
ſumme nach $. 31. in Anſpruch genommen werden darf. | 2 


$. 31. 
Der Anſpruch auf Vergütung des Schadens fällt gänzlich fort: 

a) wenn der Brand von dem Verſicherten oder deſſen Mitbeſitzer, oder von 
deren Ehegatten, Kindern oder Enkeln ſelbſt vorſätzlich verurſacht oder 
mit Wiſſen und Willen oder auf Geheiß Eines der Vorgedachten von 

einem Dritten angelegt iſt. 

FU . Iſt der Brand entweder durch ein Verſehen des Verſicherten oder 
Br. deffen Ehegatten, Kinder, Enkel, oder von feinem Geſinde oder ſeinen 
Be, SS egenoffe verurſacht worden, fo darf die Zahlung der Brandver⸗ 
Br gütung nur in jo weit verweigert werden; als der Verſtcherte nach den 
B allgemeinen Landesgeſetzen ($S- 5669. Th. I. Tit. 6. $$. 2119. 2120. 
Br. 2235. 2239. Th. II. Tit. 8. Allg. Landrechts) für ſein Verſehen oder 

3 für die Handlung jener Perſonen verantwortlich iſt; 

* b) wenn der Brandſchaden nicht innerhalb dreier Tage nach Dämpfung 

1 des Feuers angezeigt wird ($. 24.) 

e) wenn der Verſicherte die Sozietät bei der Ermittelung des Schadens be 
trügt oder zu betrügen verſucht, oder die von derſelben verlangte Aus⸗ 
kunft oder Vorlegung von Beweisſtücken zu gewähren ſich weigert, 
worin es keinen Unterſchied macht, ob der Verſicherte ſelbſt oder ſein 
Vertreter ſich dieſer Handlungen ſchuldig macht. 

i $. 32. 
5 Zahlung der Die Zahlung der Vergütungsſumme erfolgt innerhalb vier Wochen nach 
Vergütung. Feſtſetzung derſelben an den in der Polize benannten Verſicherten oder an deſſen 
Aurukundlich nachgewieſenen Rechtsnachfolger — |. jedoch $. 30. — 

. Die Abtretung einer Schadenforderung vor deren definitiven Feſtſtellung 

anzuerkennen und ſich mit anderen Perſonen, als mit dem Verſicherten, auf Ver⸗ 

handlungen einzulaſſen, iſt die Sozietät nicht verpflichtet. 


ee: $. 33. a 
Belohnungen. Prämien für Spritzen und Waſſerwagen werden nicht gezahlt. An Per⸗ 
SER ſonen, welche ſich um die Rettung von verſicherten Mobilien beſonders verdient 
1 haben, können aber Belohnungen gezahlt werden, welche in der 
egel jedoch für eine Perſon die Summe von 15 Thalern nicht überſteigen 

dürfen. 
3 - §. 34. 

8 Mittel der Die Mittel der von der Sozietät zu zahlenden Schadenvergütungen, Koſten 
Jol. Rund Belohnungen werden aus den eingezahlten Prämien entnommen. Reichen 
BR dazu die Prämien nicht hin, jo iſt die Generaldirektion berechtigt, den erforderlichen 
i ” Mehr 


F. 35.. — 
Von den Prämien iſt vorweg für jedes Hundert Thaler Verſicherung ein Bertaltunge 


Silbergroſchen zur Bezahlung der Beamten und % Silbergroſchen zur Beſtrei- boten. 
tung der Verwältungskoſten beſtimmt. 


N $. 36. Pe 

Der Reſervefonds bildet ſich aus den etwaigen Ueberſchüſſen der Prämien, Reſeweſonds. 
aus den der Sozietät verfallenen Prämien, den Zinſen ſeiner Beſtände und allen — 
außerordentlichen Einnahmen. 

Der normale Betrag deſſelben wird auf 3 Prozent der Geſammt⸗Ver⸗ 
ſicherungsſumme feſtgeſetzt. 

Dem Engeren Ausſchuſſe ſteht die Befugniß zu, in dem Falle, wenn der 8 
Reſervefonds über ſeinen Normalbetrag hinaus eine ſolche Höhe erreicht hat, daß Se 
der Wahrſcheinlichkeit nach die Nothwendigkeit außerordentlicher Beiträge nicht zu s 
beſorgen iſt, zu beſtimmen, daß die Ueberſchüſſe aus den Prämien als Dividende 
auf die Verſicherten vertheilt werden. 


$. 37. 


Die zinsbare Belegung des Reſervefonds gefchieht durch Erwerbung Weſt— 
preußiſcher Pfandbriefe, pupillariſch ſicherer Hypothekenforderungen oder ſolcher 
öffentlichen Werthpapiere, welche geſetzlich für depoſitalmäßig ſicher erklärt 
worden ſind. . € 

$. 38. . 

In allen Fällen, in welchen ein Verſicherter durch Verletzung der Ver— Billigteits. 
ſicherungsbedingungen oder ſonſt des Anſpruches auf Entſchädigung verluſtig ge- Nüdfihten 
worden iſt, bleibt der Generaldirektion die Gewährung einer Entſchädigung aus Be 
Billigkeitsrüdfichten vorbehalten. 2 


. 
= 
= 

> 


oa der Sozietät und macht alljährlich das Reſultat der Reviſion durch die ſchuß. = 


mtsblätter bekannt. = 
$. 40. 2 
Er iſt berechtigt, den Tarif für die zu entrichtenden Prämien feſtzuſetzen, 1 
zu erhöhen und zu erniedrigen. 8 


(Nr. 7805.) 22* §. 41. 3 


0 Bei allen feinen Beſchlüſſen haben ſämmtliche Mitglieder deſſelben, mit 
Ausnahme des Generallandſchafts-Syndikus, volles Stimmrecht. = 


F. 43. 


= Baar Deürr landſchaftliche Generallandtag hat das Recht, Veränderungen des 
anttag. Statuts unter Vorbehalt der Allerhöchſten Genehmigung zu beſchließen, welche 
die Generaldirektion einzuholen hat. 7 f 


1 $. 44. 


N 


inn der Der Tag, an welchem das gegenwärtige Statut in Wirkſamkeit tritt, wird 
mfeit von dem Oberpräſidenten beſtimmt und durch die Amtsblätter der Provinz 
Preußen bekannt gemacht. 5 

j Die Verſicherungsverträge treten aber nicht früher in Kraft, als bis zwei 
Millionen Thaler Verſicherung gezeichnet ſind. 2 


v 


— 


- I e. 
* — — 


Ja gs den mit Ihrem Berichte vom 21. März d. J. eingereichten Tarif 

zur Erhebung des Bohlwerks⸗ und Hafengeldes in der Stadt Loitz, im Kreiſe 

Grimmen, Regierungsbezirks Stralſund, mit dem Vorbehalte einer Reviſion von 

fünf zu fünf 75 genehmigt und laſſe Ihnen denſelben hierbei vollzogen zur 
weiteren Veranlaſſung wieder zugehen. a 

ey; Der neue Tarif foll mit dem 1. April d. J. in Kraft treten. 


ee, 


Der gegenwärtige Erlaß iſt nebſt dem Tarife durch die Geſetz Sammlung Be 
befannt zu machen. are 72 


Berlin, den 3. April 1871. N 235 
Wilhelm. Be 


| Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. a Br 


(N, 7800) | Tarif, 


zur f 
Erhebung des Bohlwerks⸗ und Hafengeldes in der Stadt Loitz, im 
| Kreife Grimmen, Regierungsbezirks Stralſund. | 


Vom 3. April 1871. 


AR 


Es ift zu entrichten: g N 


A. An Bohlwerksgeld, wenn das Bohlwerk zum Laden oder 
Löſchen benutzt wird: 


I. für Fahrzeuge, welche mehr als eine Preußiſche Laſt 
Tragfähigkeit haben: 
1) wenn eine volle Ladung geladen oder gelöſcht wind, 
für jede Laſt Tragfähigkeit 
2) wenn eine Theilladung geladen oder gelöſcht wird, 
von jedem angefangenen Viertel ihrer Tragfähigkeit 
für jede Laſt der letzteren 


II. für Fahrzeuge, welche nur eine Preußiſche Laſt oder 
weniger Tragfähigkeit haben, überhaupt 


Nähere Beſtimmungen zu A. 


1) Für Fahrzeuge, welche laden, nachdem fie am Orte zuvor eine volle La⸗ 
dung gelöſcht haben, wird nur die Hälfte der Tarifſätze zu A. I. und II. 
entrichtet. Haben ſie keine volle Ladung gelöſcht, ſo haben ſie zwar kein 
Recht auf dieſe Ermäßigung, doch ſollen ſie in keinem Falle für Laden 
und Löſchen zuſammengenommen mehr als das Ein- und Einhalbfache 
des Tarifſatzes zu I. 1. und II. entrichten. 

2) Für das Einnehmen von Ballaſt am Bohlwerk wird det vierte Theil 
des Tarifſatzes zu I. 1. und II. entrichtet. 

3) Für Fahrzeuge aller Art, von welchen über das Bohlwerk Handel ge- 
trieben wird, iſt, wenn ſie länger als eine zu ſieben Tagen gerechnete 
Woche am Bohlwerk liegen, für jede neu angefangene Woche das Bohl⸗ 
werksgeld von Neuem nach dem tarifmäßigen Satze zu entrichten. 

4) Die Tragfähigkeit wird nach Preußiſchen Schiffslaſten zu 4000 Pfund 
beſtimmt und aus den Meßbriefen ermittelt. k Es 

: UL 


— 


} * 


Aber Beſtim mungen zu B. 1 

1) Die Tragfähigkeit wird nach Preußiſchen Scifelaten 4000 

) Di Bra den Meßbriefen ermittelt. a a 

2 Das ug ae wird für Ein- N Ausgang nur einmal und zwar beim 

Ausgange bezahlt. 

3) Für Fahrzeuge von weniger als einer Laft Tragfähigkeit iſt das 4 
ö geld für eine volle Laſt zu entrichten. Safer 


Befreiungen. 
Die zu A. und B. beſtimmten Abgaben ſind nicht zu e 8 
ah) für Fahrzeuge, welche mit Königlichen oder Staats-Effekten beladen find; ; 
b) für ſolche Böte und Kähne, welche zu den, den Abgaben unterliegenden 
Fahrzeugen gehören. 
Gegeben Berlin, den 3. April 1871. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


(Nr. 7806-7807.) £ (Nr. 7807.) 
* 


(Nr. 7807.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. April 1871., betreffend nwe des Er 

ft propriationsverfahrens auf die nach dem Geſetze vom 8. März 1871. 
(Geſetz⸗Samml. S. 154.) im Preußiſchen Staatsgebiete auszuführenden 
Bahnbauten. = 


A den Bericht vom 16. März d. I. beſtimme Ich, daß auf die durch das 

Geſetz vom 8. März d. J,, betreffend den Bau einer Eiſenbahn von Hanau nach 

5 Offenbach, die Herſtellung einer Verbindungskurve zwiſchen der Frankfurt-Offen⸗ 
SS bacher und der Main-Nedarbahn, die Anlage eines zweiten Geleiſes auf einer 
* Strecke der Frankfurt⸗Offenbacher Eiſenbahn und den nkauf des Großherzoglich 
"a Sat Theils dieſer Bahn, ſowie die Vermehrung des Betriebsmaterials der 


2 taatsbahnen, genehmigten Bahnbauten, ſoweit ſolche im Preußiſchen Staats⸗ 
ee: gebiete ausgeführt werden, das Expropriationsverfahren nach Maßgabe der durch 
= die Verordnung vom 19. Auguft 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1426.) für die neu 
Fe erworbenen Landestheile in Kraft getretenen Vorſchriften des Geſetzes über die 
Be Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. Anwendung finden ſoll. 

— 8 ; Berlin, den 3. April 1871. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
a (R. v. Decker). 


